
Mittwoch, 20. Juli 2011
Newsletter von Bernhard Seidenath aus dem Landtag

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,

mit beiliegendem Text möchte ich Sie/Euch über die Schwerpunkte der Arbeit der CSU-Landtags-
fraktion im vergangenen Monat Juni informieren.

Wie schon in den vergangenen Monaten, hat auch im Juni das Thema „Energie“ in der Arbeit des 
Bayerischen Landtags eine zentrale Rolle gespielt. Gegipfelt hat dies in einer Regierungserklärung 
von Ministerpräsident Horst Seehofer am 28. Juni, die ich diesem Newsletter im Wortlaut beilege. 
Die parlamentarische Begleitung der Energiewende in Bayern hat der Landtag in seiner letzten  
Sitzung institutionalisiert, indem er eine  Kommission zur Begleitung der Energiewende in 
Bayern eingesetzt hat. Ihr gehören insgesamt neun Abgeordnete aus allen Fraktionen an. Die 
CSU stellt deren vier, nämlich Christa Stewens, Tobias Reiß, Markus Blume und Albert Füracker.  
Den entsprechenden Landtagsbeschluss zur Einsetzung der Kommission, aus dem deren Aufgaben 
und Zielsetzungen hervorgehen, lege ich Ihnen/Euch ebenfalls bei.

Zum 1. Juli 2011 ist bekanntermaßen die Wehrpflicht ausgesetzt worden. Damit gibt es seit dem 
1. Juli 2011 auch keine Zivildienstleistenden in der bisher gewohnten Form mehr. Als Ersatz ist  
zum 1. Juli an die Stelle des bisherigen Zivildienstes der so genannte Bundesfreiwilligendienst 
getreten – mit mehreren Besonderheiten: so kennt der Bundesfreiwilligendienst nach oben keine 
Altersgrenzen, zudem sind die Dienstleistenden sozialversichert. Bisherige Zivildienststellen wer-
den Stellen des Bundesfreiwilligendienstes – aus den „Zivis“ also werden „BufDis“ -, weitere Stel-
len des Bundesfreiwilligendienstes über die bisherigen Zivildienststellen hinaus können hinzu-
kommen.

Daneben gibt es auch weiterhin die  Jugendfreiwilligendienste Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) 
und Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ), die bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres ausgeübt  
werden können. 

Insgesamt stehen für beide Formate – Bundesfreiwilligendienst und Jugendfreiwilligendienste – 
bundesweit jeweils 35.000 Stellen, insgesamt also 70.000 Stellen, zur Verfügung. Detaillierteres so-
wie alles Wissenswerte zu den Rahmenbedingungen des Bundesfreiwilligendienstes sowie der Ju-
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gendfreiwilligendienste FSJ und FÖJ hat Sozialministerin Christine Haderthauer in einem sehr in-
formativen Schreiben zusammengefasst, das ich diesem Newsletter ebenfalls als Anlage hinzufü-
ge.

So weit meine aktuellen Betrachtungen und die wichtigsten aktuellen Themen aus dem Landtag. 
Ihnen/Euch allen wünsche ich nun eine gedeihliche Lektüre und verbleibe mit allen guten Wün-
schen und mit herzlichen Grüßen

Ihr/Euer 

Bernhard Seidenath
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Regierungserklärung des Ministerpräsidenten und 
Einsetzung einer Kommission zur parlamentarischen

Begleitung der Energiewende in Bayern

Regierungserklärung „Mit Energie in 
die Zukunft. Aufbruch Bayern“

In  der  Aussprache  zur  Regierungser-
klärung  des  Ministerpräsidenten  am 
28. Juni 2011 im Bayerischen Landtag 
betonte  der  Fraktionsvorsitzende  Ge-
org Schmid,  wie eng  Bayerns Wohl-
stand und soziale Sicherheit mit ei-
ner  sicheren  und  zukunftsfähigen 
Energieversorgung verbunden sind. 

Ein verantwortungsvoller  Umstieg von 
nuklearen und fossilen Energieträgern 
auf  erneuerbare  Energien  erfordere 
daher  eine  gemeinsame  Kraftan-
strengung  von  Politik,  Wirtschaft 
und Gesellschaft. 

Der Umbau der Energieversorgung in 
Bayern werde,  so Schmid weiter,  nur 
dann gelingen, wenn sowohl auf Kom-
munal-, Landes- und Bundesebene als 
auch auf europäischer Ebene die rich-
tigen  Maßnahmen für  eine  sichere, 
klimaverträgliche,  bezahlbare  und 
nachhaltige  Energieversorgung  er-
griffen werden.

Schmid forderte die Vertreter der Op-
position dazu auf, sich angesichts der 
großen Herausforderung der  Energie-
versorgung der Zukunft nicht im partei-
politischen Klein-Klein zu verlieren. Der 

Fraktionsvorsitzende  warb  für  einen 
parteiübergreifenden  Konsens und 
eine  konstruktive  Zusammenarbeit 
aller Fraktionen. 

Einsetzung einer Kommission

Um die gesamtgesellschaftliche Her-
ausforderung der  Energiewende  zu 
bewältigen und die sich daraus erge-
benden  großen Chancen für Bayern 
zu  nutzen,  hat  die  CSU-Fraktion  zu-
sammen mit den Fraktionen von FDP 
und SPD die  Einsetzung einer Kom-
mission des Bayerischen Landtags 
zur Begleitung der Energiewende in 
Bayern auf den Weg gebracht.

Die Kommission soll die Energiewende 
inhaltlich-konzeptionell begleiten, die 
Bürgerinnen und Bürger über die auf 
sie  zukommenden  Konsequenzen  in-
formieren  und  bei den Menschen in 
Bayern für  den  Umbau  der  Energie-
versorgung werben.
Bei  der  inhaltlich-konzeptionellen  Ar-
beit soll sie zudem darauf achten, dass 
der Ausstieg aus der Kernenergie und 
der Umstieg auf erneuerbare Energien 
mit  dem  dafür  nötigen  Ausbau  der 
Speicher- und Leitungskapazitäten so-
wie  unter  Ausnutzung  aller  Energie-
spar- und Energieeffizienzreserven  so 
schnell wie möglich erfolgt.
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Gleichberechtigt soll sie auch die Zie-
le einer jederzeitigen Versorgungssi-
cherheit, eines ambitionierten Klima-
schutzes und  einer  Energieversor-
gung zu bezahlbaren, wettbewerbs-
fähigen Preisen im Auge haben. 
Mit ihrer konzeptionellen Arbeit soll die 
Kommission auch  Anstöße für parla-
mentarische  Initiativen zur  Umset-
zung der Energiewende geben. 

Da die Energiewende nur dann erfolg-
reich für Bayern gestaltet werden kann, 
wenn es uns gelingt,  die Bürgerinnen 

und  Bürger  zu  überzeugen  und  auf 
dem Weg ins Zeitalter der regenerati-
ven  Energien  mitzunehmen,  soll  sie 
auch einen besonderen Schwerpunkt 
ihrer  Arbeit  auf  die  Frage  legen,  wie 
die  Menschen  in  Bayern  für  die 
Energiewende  gewonnen werden 
können. Dabei soll  sie sich insbeson-
dere damit auseinandersetzen, wie die 
Bürgerinnen  und  Bürger  möglichst 
frühzeitig und umfangreich an deren 
Umsetzung beteiligt und parlamenta-
rische  Initiativen  öffentlichkeitswirk-
sam begleitet werden können.

EEG-Novellierung – kosteneffizienter Ausbau
und Marktintegration der erneuerbaren Energien

In einem Dringlichkeitsantrag hat die 
CSU-Fraktion  das  Energiekonzept 
„Energie innovativ“ der Staatsregie-
rung,  nach  dem  in  zehn  Jahren  die 
Stromversorgung  in  Bayern  zu  50 % 
aus  erneuerbaren  Energien  gedeckt 
werden soll, ausdrücklich begrüßt. 

Zudem haben wir die Staatsregierung 
aufgefordert, sich im Bundesratsver-
fahren zur Novellierung des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG)  da-
für einzusetzen, dass der weitere Aus-
bau der erneuerbaren Energien dy-
namisch  vorangetrieben wird,  zu-
gleich  aber auch ausreichende Kos-
tensenkungs- und Innovationsanrei-
ze gesetzt werden. 
Zentrale  Herausforderung für  den 
weiteren  Ausbau  der  erneuerbaren 
Energien  wird  sowohl  ein  umfassen-
der  Netz-  und  Speicherausbau  auf 
allen Spannungsebenen als auch die 

schnelle Markt- und Systemintegra-
tion der erneuerbaren Energien sein. 
Die  Heranführung  an  den  Markt  soll 
schrittweise,  aber  zügig  erfolgen,  um 
eine  stärkere  bedarfsgerechte  Er-
zeugung und Nutzung der erneuerba-
ren  Energien  zu  erreichen  und  die 
Systemverantwortung  der  Anlagen-
betreiber auszuweiten. 
Gleichzeitig müssen – vor allem um Ar-
beitsplätze im produzierenden Gewer-
be nicht zu gefährden – die steigenden 
staatlichen  Strompreisbelastungen 
begrenzt werden.

Um diese Ziele zu erreichen, haben wir 
in  unserem  Dringlichkeitsantrag  kon-
kret  folgende  Forderungen formu-
liert:

• Eine  optimale  Marktprämie und 
die Einführung einer Flexibilitäts-
prämie für Anlagen zur Erzeugung 
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von Strom aus Biogas sind geeig-
nete  Instrumente  für  eine  verbes-
serte Marktintegration der erneuer-
baren Energien.

• Biogasanlagen können  im  Ver-
bund mit örtlichen Windkraft- und 
Photovoltaikanlagen einen wichti-
gen Beitrag zur Versorgungssicher-
heit  leisten.  Im  Sinne  des  Be-
standsschutzes  ist  die  Beibehal-
tung  des  Vergütungsniveaus für 
bestehende Biogasanlagen und für 
Anlagen,  die  vor  dem  1.  Januar 
2012  errichtet  werden  und  in  Be-
trieb gehen,  unverzichtbar.  Anrei-
ze sollen  vor  allem  zugunsten 
von kleinen Biogasanlagen (klei-
ner als 75 kW) gesetzt werden. Der 
Maximalanteil von Mais- und Ge-
treidekorn zum Betrieb einer Bio-
gasanlage soll von 50 auf 60 Mas-
se-Prozent  angehoben werden. 
Die  Kumulierungsmöglichkeit 
von  NaWaRo-  und  Güllebonus 
soll abgeschafft werden.

• Die  Förderung  von  Strom  aus 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 
insbesondere  auch  auf  ertrags-
schwachen Acker- und Grünlandflä-
chen, soll ausgeweitet werden. Für 
den  Interessenausgleich  zwischen 
Energieerzeugung,  Klimaschutz 
und Flächennutzung ist die kommu-
nale Bauleitplanung das geeignete, 
aber auch ausreichende Instrument 
(Subsidiaritätsprinzip).  Eine  de-
gressive Förderung je nach Anla-
gengröße vermeidet  übergroße 
Anlagen,  die  das  Landschaftsbild 
negativ verändern.

• Gleichzeitig  sollen  die  bestehen-
den  Degressionsregelungen bei 
der  Photovoltaik  beibehalten wer-
den. Die mit der letzten Novelle ein-
geführten  flexiblen  Degressionsre-
gelungen  sind  ausreichend,  um 
eine  gezielte  Absenkung  der  Ein-
speisevergütung  in  Abhängigkeit 
zum  Zubau  zu  ermöglichen.  Eine 
zusätzliche  einmalige  Absen-
kung der Einspeisevergütung ist 
deswegen abzulehnen.

• Die Vergütungsregelungen für  On-
shore-Windkraftanlagen  sollen 
unverändert  bleiben.  Eine  Ver-
schärfung der Degression der Ver-
gütungssätze ist abzulehnen.

• Die  nicht  ausreichende  EEG-Ver-
gütung von Geothermie ist  anzu-
heben.

• Zudem sollen die besonderen Aus-
gleichsregelungen für  die  energi-
eintensive Industrie auf den indus-
triellen  Mittelstand  ausgeweitet 
werden.  So  sorgen  die  bisherigen 
Regelungen für eine  massive Un-
gleichbehandlung gerade  mittel-
ständischer Betriebe des produzie-
renden Gewerbes,  die  aber  eben-
falls im internationalen Wettbewerb 
stehen. Es darf zu keiner Deindus-
triealisierung  aufgrund  steigender 
Strompreisbelastungen kommen.

• Im EEG sollen zudem Anreize ge-
schaffen  werden,  die  den  Einsatz 
energiesparender und energieeffizi-
enter Anlagen und innovativer Spei-
chertechnologien  unterstützen  (In-
novationsbonus).
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Bericht zu EHEC-Infektionen in Deutschland und Bayern

Die Häufung von Infektionen mit dem 
Darmkeim EHEC in  Deutschland  und 
die hohe Zahl der atypischen schwe-
ren Krankheitsverläufe  mit  hämoly-
tisch-urämischem  Syndrom  (HUS) 
seit  Mai  2011  hat  die  CSU-Fraktion 
zum Anlass genommen, die Staatsre-
gierung in einem Dringlichkeitsantrag 
aufzufordern, dem Landtag zum aktu-
ellen  EHEC-Infektionsgeschehen in 
Deutschland und speziell in Bayern so-
wie  über  die  für  Bayern  ergriffenen 
Maßnahmen und vorhandenen Kran-
kenhauskapazitäten zu berichten.

Außerdem haben wir  die Staatsregie-
rung aufgefordert, beim Bund und der 
EU  darauf  hinzuwirken,  dass  die 
durch das EHEC-Geschehen betroffe-
nen  bayerischen  Gemüseerzeuger 
schnell  und  ausreichend  entschä-
digt werden. 
Ferner soll geprüft werden, ob die Be-
troffenen darüber hinaus in begründe-
ten  Einzelfällen durch  zinsverbilligte 
Darlehen,  Stundungen  und  ähnliche 
Maßnahmen unterstützt werden kön-
nen.

Finanzierung der Berufsfachschulen 
für Altenpflege und Altenpflegehilfe

Die  bisherige  Berechnung  des 
Schulgeldausgleichs in  Form  eines 
Pro-Kopf-Betrages  pro  Schüler ist 
wegen  schwankender  Schülerzahlen 
sehr volatil. 
Die  Umstellung auf eine klassenbe-
zogene Förderung könnte hier Abhilfe 
schaffen. Deshalb hatte der Haushalts-
ausschuss des Bayerischen Landtags 
bereits  bei  den Beratungen zum Ein-
zelplan  05  des  Doppelhaushaltes 
2011/2012  in  einer  Protokollerklärung 
zum Ausdruck  gebracht,  dass  bis  zu 
einer  Neuregelung  der  Finanzierung 
der seit Januar 2011 geleistete zusätz-

liche  Schulgeldausgleich  von  mo-
natlich 150 Euro je Schüler in unver-
änderter Höhe weitergeführt wird. 

Um den Trägern dieser Einrichtungen 
mehr  Planungssicherheit bei  den 
staatlichen  Zuschüssen  im  Rahmen 
des Schulgeldausgleichs zu geben, hat 
die  CSU-Fraktion  die  Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, die der-
zeit  laufenden Arbeiten zur  Reform 
der  Finanzierung  der  privaten  Be-
rufsfachschulen für  Altenpflege  und 
Altenpflegehilfe  baldmöglichst  zum 
Abschluss zu bringen.

Beitritt zum nationalen Pakt für Frauen in
MINT-Berufen – „Komm mach MINT“

Juni 2011



Schwerpunkte unserer Arbeit Seite 5

Immer mehr Mädchen und Frauen er-
werben in  ihrer  schulischen Laufbahn 
hervorragende Qualifikationen für tech-
nische und naturwissenschaftliche Be-
rufe. Ihr  Anteil an Ausbildungs- und 
Studiengängen im MINT(Mathematik, 
Informatik,  Natur-  und Technikwissen-
schaften)-Bereich  ist  jedoch  niedrig. 
Internationale Vergleiche zeigen, dass 
Frauen  in  vielen  anderen  Ländern 
deutlich präsenter in technischen und 
naturwissenschaftlichen  Studienfä-
chern sind als in Deutschland.
Dies ist bedauerlich, da viele begabte 
Frauen ihr Potential nicht ausschöpfen.

Vor  dem Hintergrund  wissenschaftli-
cher  Studien,  die  davon  ausgehen, 
dass bis zum Jahr 2013 330.000 Aka-
demikerinnen und Akademiker,  davon 
155.000  Naturwissenschaftler  und 
Ingenieure,  in  Deutschland  fehlen 
werden,  können  es  sich  Staat,  Wirt-

schaft  und  Gesellschaft  zudem  auch 
dar  nicht  leisten,  auf  das  Potential 
von Frauen zu verzichten. 
Das  Bundesministerium  für  Bildung 
und Forschung hat deshalb zusammen 
mit  Partnern  aus  Wissenschaft  und 
Wirtschaft die Initiative „Komm mach 
MINT“ gestartet, um mehr junge Frau-
en für die Zukunftsberufe in den MINT-
Bereichen zu gewinnen.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung  nun  in  einem Antrag aufgefor-
dert, dem nationalen Pakt für Frauen 
in MINT-Berufen beizutreten und die-
se  Initiative  im  Freistaat  Bayern  mit 
geeigneten  Maßnahmen  zu  unter-
stützen. 
Soweit dafür kostenwirksame Maßnah-
men erforderlich sind, sollen diese im 
Rahmen der jeweils zur Verfügung ste-
henden  Stellen  und  Mittel  ergriffen 
werden.

Erweiterung des Handlungsspielraums bei der Lernmittelfreiheit

Bei  Schulen  zur  sonderpädagogi-
schen Förderung können wegen der 
individuellen  Bedürfnisse  der  Schüler 
bereits heute die  Mittel über die be-
stehende Zweckbindung hinaus ver-
wendet werden. 
Diese Möglichkeit sollte auch Schulen 
eröffnet werden, die nachweisen, dass 
sie die vorhandenen Mittel über mehre-
re  Jahre  hinweg  nicht  aufbrauchen 
können.

Wir haben deshalb die Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, im Hin-
blick  auf  mehr  Eigenverantwortung 
für die Schulen bei der anstehenden 
Überprüfung  der  Lernmittelfreiheit 
auch  Überlegungen  einzubeziehen, 
den  Handlungsspielraum der Schul-
leitung  bei  der  Verwendung  der 
staatlichen  Zuweisungen für  Schul-
buch ersetzende Materialien zu erwei-
tern,  sofern die Beschaffung der not-
wendigen  Schulbücher  nicht  beein-
trächtigt wird.
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Demokratiebewegung in Nordafrika aktiv unterstützen

Die CSU-Fraktion ist sich der  Verant-
wortung der europäischen Staaten-
gemeinschaft,  die  nordafrikanischen 
Länder  bei  ihren  Reformbemühungen 
nach Kräften zu unterstützen und den 
Transformationsprozess partnerschaft-
lich zu begleiten, bewusst. 

In einem Antrag haben wir die von der 
EU-Kommission  geplante  Neuaus-
richtung der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik  (ENP)  ausdrücklich 
begrüßt und die Staatsregierung auf-
gefordert, diese zu unterstützen. 
Die ENP bietet  Chancen zur Stabili-
sierung  der  Region und  zur  Schaf-
fung  von  Zukunftsperspektiven für 
die Bevölkerung der nordafrikanischen 
Staaten  durch  gezielte  Unterstüt-
zung  demokratischer  und  rechts-
staatlicher Reformen, Förderung der 
wirtschaftlichen  Entwicklung und 
Aufbau  eines  gerechten  Bildungs-
systems. 
Nach dem nunmehr vorgestellten neu-
en Ansatz soll  die ENP nicht  nur fle-
xibler werden, sondern vor allem stär-
kere  Differenzierungen  zwischen 
den  jeweiligen  Ländern  zulassen 
und  strenge Konditionalitäten befol-
gen:  Je schneller und umfassender 
ein Land bei seinen internen Reformen 
zum Aufbau und zur Festigung von De-
mokratie  und  Rechtsstaatlichkeit  vor-
ankommt, desto mehr Unterstützung 
soll es von der EU erhalten.

Auch der Freistaat Bayern ist aufgeru-
fen,  im  Rahmen  seiner  personellen 
und  finanziellen  Möglichkeiten  hierzu 

einen Beitrag zu leisten. Der Bildungs-
hunger in den Ländern der Region ist 
enorm, der Kooperation im Bildungs-
bereich einschließlich  der  Beschäfti-
gungsförderung  wird  deshalb  eine 
Schlüsselrolle zukommen. 

Bei der weiteren Entwicklung der Regi-
on und der Verbesserung der Lebens-
situation  der  Menschen  werden  aus-
ländische Direktinvestitionen, die Wirt-
schaftskooperation  und  die  Stärkung 
der  lokalen  Privatwirtschaft  ebenfalls 
eine wichtige Rolle spielen. Die bayeri-
sche Wirtschaft,  die hohes Ansehen 
in Nordafrika genießt, ist daher aufge-
fordert,  alle  Möglichkeiten  zu  prüfen, 
in der Region verstärkt zu investie-
ren und sich am Aufbau eines effizi-
enten beruflichen  Bildungssystems 
zu beteiligen. 

Im Bereich der  erneuerbaren Energi-
en bieten  der  Mittelmeer-Solarplan 
und  Industrieprojekte  wie  Desertec 
große Chancen für  beide Seiten,  ins-
besondere aufgrund der damit verbun-
denen Investitionen und Innovationen. 
Träger des Wandels,  insbesondere in 
Ägypten und Tunesien, sind neue poli-
tische und gesellschaftliche Kräfte. 
Viele Frauen haben bei den Protesten 
eine  maßgebliche  Rolle  gespielt.  Mit 
diesen Kräften muss der  Dialog ver-
stärkt und auf  eine  breite  Grundlage 
gestellt werden mit dem Ziel, eine das 
Land tragende und gleichberechtig-
te  Bürgergesellschaft aufzubauen. 
Hier und bei dem notwendigen Aufbau 
von Parteistrukturen und Jugendorga-
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nisationen  können  die  politischen 
Stiftungen  eine  maßgebliche  Rolle 
spielen. 

Von  zentraler Bedeutung ist für uns, 
dass der  politische und gesellschaftli-
che  Wandel  nicht  zu  Lasten  religi-
öser Minderheiten geht. Dies gilt vor 
allem auch für  die  Glaubensgemein-
schaft der Kopten in Ägypten.

Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Staatsregierung  auch  aufgefordert, 

die Beziehungen des Freistaats Bay-
ern zu den Staaten Nordafrikas zu in-
tensivieren und die dortigen demokra-
tischen Aufbruchbewegungen aktiv zu 
unterstützen.  Dabei  ist  in  enger  Ab-
stimmung mit den betroffenen Ländern 
zu  prüfen,  welche  konkreten  Maß-
nahmen,  insbesondere  in  den  Berei-
chen  Bildung,  Landwirtschaft,  Wirt-
schaft, Politik und  Bürgergesell-
schaft, möglich und  welche Koope-
rations- und Hilfsangebote willkom-
men sind.

Weitere Maßnahmen und Initiativen

Tourismusstrukturen im Internet

Das  Internet  gewinnt als  Informati-
ons-  und  Buchungsmedium  für  die 
Tourismuswirtschaft in Bayern  zuneh-
mend an Bedeutung.  Zwei  von  drei 
Urlaubern  informierten  sich  im  Jahr 
2009 im Internet – Tendenz steigend.

Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in  einem  Antrag aufgefordert,  dem 
Landtag am Beispiel eines bayerischen 
Tourismusverbands zu berichten, wel-
che  Auswirkungen neue Medien auf 
den  Tourismus haben  und  welche 
Unterstützung  die  Staatsregierung 
diesbezüglich bereits leistet.

Angebote  zum  Thema  Wirtschafts- 
und Führungsethik

In  einem  weiteren Antrag haben wir 
die  Staatsregierung  aufgefordert,  im 
Ausschuss für Hochschule, Forschung 
und Kultur  zu berichten,  welche  An-

gebote an Bayerns Hochschulen zum 
Thema  Führungs-  und  Wirtschaft-
sethik gemacht werden.

Mehr Online-Vorlesungen

Der  weitere Ausbau der  Online-An-
gebote  an  bayerischen  Hochschulen 
würde  zu  einer  erheblichen  Entlas-
tung  der  personellen  und  räumli-
chen Kapazitäten führen. 

Deshalb  hat  die  CSU-Fraktion  die 
Staatsregierung  in einem Antrag auf-
gefordert zu prüfen, inwieweit Studien-
angebote  an  Universitäten  und Fach-
hochschulen,  insbesondere  in  beson-
ders  nachgefragten  Vorlesungen, 
durch  Online-Angebote  der  virtuellen 
Hochschule Bayerns (vhb) im Rahmen 
der  vorhandenen  Stellen  und  Mittel 
zeitnah erweitert werden können.
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Neue Reisekostenregelung

Außerdem haben wir  die  Staatsregie-
rung in einem Antrag aufgefordert  zu 
berichten, wie die neue Reisekosten-
regelung für  Bedienstete  des  Frei-
staats Bayern auf ehrenamtlich tätige 
Führungskräfte der Freiwilligen Feu-
erwehren angewendet wird. 
Denn  bei  einer  1:1-Umsetzung  der 
neuen  Regelung werden  Reisekosten 

bei  dienstlichen Einsätzen nicht  mehr 
ab  Wohnort,  sondern  nur  ab  der 
Dienststelle gewährt.  Die  ohnehin 
schwieriger  werdende  Gewinnung 
von Ehrenamtlichen würde  dadurch 
erschwert, da vor allem in ländlichen 
Regionen  längere  Fahrtstrecken  die 
Regel sind, der eigene finanzielle Auf-
wand deshalb nicht unerheblich ist.

Juni 2011
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www.aufbruch.bayern.de 
 

 

MIT ENERGIE IN DIE ZUKUNFT. AUFBRUCH BAYERN!  

 

Regierungserklärung des Bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer 
am 28. Juni 2011 vor dem Bayerischen Landtag  
 

 
- Es gilt das gesprochene Wort - 
 

 
I. GESELLSCHAFTSVERTRAG FÜR DIE ENERGIEWENDE -  
   GEMEINSAMER AUFBRUCH IN DIE ZUKUNFT 
 
Fukushima hat die Welt verändert. Die apokalyptischen Bilder aus Japan und das 
Leid der Menschen haben sich auch bei mir ins Bewusstsein gebrannt. 
Zehntausende von Menschen wurden evakuiert. Im Umkreis von mindestens 20 
Kilometern ist das Land auf lange Zeit unbewohnbar. Die vier Kraftwerksblöcke 
sind bis heute noch nicht unter vollständiger Kontrolle. Selbst ein 
Hochtechnologie-Land wie Japan konnte eine solche Katastrophe nicht 
verhindern. Ich sage Ihnen offen: Heute schätze ich das Restrisiko der Kernkraft 
anders ein.  
 
Wir haben unsere Position verändert. Dazu stehe ich. Ein Politiker darf, er muss 
seine Einstellung ändern, wenn es einen neuen Erkenntnisstand gibt. Eine 
veränderte Bewertung ist besser als Rechthaberei.  
 
Ich schließe mich der Ethikkommission der Bundesregierung an: Der 
beschleunigte Ausstieg aus der Kernkraft und der Umstieg auf erneuerbare 
Energien sind machbar, wirtschaftspolitisch vertretbar und ethisch geboten. Ich 
habe die größte Hochachtung für die Arbeit und die Beschlüsse der 
Ethikkommission. Unser Dank gilt hier besonders Reinhard Kardinal Marx und 
Landtagspräsident a.D. Alois Glück.  
 
Die Bundesregierung und die Ministerpräsidenten der Länder haben im 
Schulterschluss eine epochale Entscheidung getroffen: Wir steigen bis spätestens 
2022 um - von der Kernenergie in das Zeitalter der erneuerbaren Energien. 
 
Bayern ist ein starkes Land. Mit dieser Kraft gestalten wir die Energiewende als 
Teil unserer Zukunftsstrategie „Aufbruch Bayern“. Wir zeigen, dass sich die 
Bayern nicht ausruhen auf dem Erreichten. Wer aufhört, besser sein zu wollen, 
der hört auf, gut zu sein. Das ist der Sinn des Aufbruchs. Sich für Bayern zu 
engagieren, für die Familien, in der Bildung, für Innovation und hier in der 
Energiewende.  
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Wir wollen auch beim Megathema Umwelt- und Energietechnik Nummer 1 sein - in 
Deutschland und in Europa. Nur mit diesem Anspruch sichern wir Arbeitsplätze, 
Wohlstand und soziale Sicherheit in Bayern.  
 
Der Energiegipfel und diese heutige Debatte im Bayerischen Landtag stehen für 
die Aufbruchstimmung in ganz Bayern. Ich habe mich mit den Vertretern vieler 
gesellschaftlicher Kräfte an einen Tisch gesetzt. Wir haben Bedingungen für die 
Energiewende, den Fahrplan und erste Maßnahmen besprochen. Nicht jeder will 
unser Tempo mitgehen, aber der Konsens über das „Ob“ ist da. Die Diskussion 
über das beste „Wie“ führe ich gerne.  
 
Energiewende im Dialog – dafür stehe ich. Damit setzen wir die Erfolgsgeschichte 
von „Umweltpakt Bayern“ und „Bayerischer Klima-Allianz“ fort. Das Ergebnis des 
Gipfels ist beeindruckend: Alle Gesprächspartner, Kommunen, Wirtschafts-
verbände, Bund Naturschutz, Siemens, RWE, E.ON, die Vertreter erneuerbarer 
Energien – alle sind bereit für den Aufbruch in ein neues Energiezeitalter. Alle 
haben konstruktive Vorschläge und Ideen eingebracht. Direkter und schneller geht 
kein Informationsfluss! Wir gestalten die Energiewende in Kooperation und Dialog. 
Und dieser Energiegipfel ist nur der Anfang. Weitere Treffen werden folgen. 
 
Alle Teilnehmer des Energiegipfels haben auch die Gründung der Energieagentur 
„Energie innovativ“ ausdrücklich begrüßt. Die Agentur soll Wirtschaft und 
Wissenschaft, Kommunen und bürgerschaftlichen Initiativen als 
Koordinierungsstelle und Beratungsdrehscheibe - nicht als neue Behörde -  zur 
Verfügung stehen. Ich werde mit der Staatsregierung und den Teilnehmern am 
Energiegipfel bis zur Sommerpause die Struktur und Aufgabenstellung der 
Energieagentur festlegen. Schon nach der Sommerpause soll die Agentur die 
Arbeit aufnehmen. Sie soll zum Beispiel die Erarbeitung und Umsetzung von 
kommunalen und regionalen Energienutzungsplänen unterstützen. Die 
Geschäftsstelle für die Energieagentur wird dann bei Staatsminister Zeil im 
Wirtschaftsministerium angesiedelt. Zudem wird mindestens einmal jährlich unter 
meiner Führung mit allen Teilnehmern des Energiegipfels die Umsetzung der 
Energiewende überprüft. 
 
Die Gipfelteilnehmer waren sich einig: Die Koordinierung aller Maßnahmen zur 
Umsetzung unserer gemeinsamen Energiewende ist entscheidend. 
 
Stellvertretend möchte ich den Bayerischen Gemeindetag zitieren. In 
Regionalveranstaltungen haben 600 bayerische Gemeinden zugestimmt: Wir 
machen mit bei der Energiewende. Wir unterstützen den Kurs der 
Staatsregierung. Die Gemeinden packen an beim Energiesparen und für das Ziel, 
den Strombedarf vornehmlich durch Anlagen auf bayerischem Boden zu decken. 
Dieser Wille zur Zukunft ist großartig. Alle Kräfte Bayerns zusammen, alle 
gemeinsam sind wir die Macher des Umstiegs.  
 
 

http://www.stmug.bayern.de/umwelt/wirtschaft/umweltpakt/index.htm
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Wir haben Rückenwind: Die Menschen wollen sichere, saubere und bezahlbare 
Energie – ohne Kernenergie. Die Menschen in Bayern wollen den Umstieg. Die 
bayerischen Unternehmen haben die Kraft und die Technik für den Umstieg.  
 
Unsere Wissenschaftler haben schon lange die Technologieführerschaft für eine 
moderne Energie-Infrastruktur, für Solartechnik, Geothermie und Biomasse.  
 
Die Menschen in Bayern wissen: Zur Energiewende gehören der Ausbau von 
Netzen, von Photovoltaik und Windenergie, von Biomasse und Wasserkraft und 
der Bau neuer Pumpspeicherkraftwerke. Der Umstieg wird von uns allen große 
Anstrengungen verlangen. Aber die große Mehrheit weiß sehr genau: Man kann 
nicht gegen Kernkraft demonstrieren und dann den Umstieg in erneuerbare 
Energien boykottieren. 
 
Mit dem Energiegipfel im Rücken und dem Willen der Menschen zum Umstieg 
haben wir den größtmöglichen gesellschaftlichen Konsens. Wir haben einen 
ungeschriebenen Gesellschaftsvertrag für den Umstieg.  
 
Gemeinsam - Politik, Verbände, Unternehmen - arbeiten wir für folgende Ziele: 
1. Die Energieversorgung in Bayern bleibt sicher, bezahlbar und klimafreundlich.  
2. Wir halten die Technologieführerschaft bei Umwelt- und Energietechnik.  
3. Bayern bleibt Produktionsstandort für Energie. 
4. Wir sorgen für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, insbesondere der  
    energieintensiven Betriebe. 
 
Für diese Ziele haben wir – Politik, Verbände, Unternehmen - einen klaren 
Fahrplan: Wir werden den Anteil erneuerbarer Energien innerhalb der nächsten 
zehn Jahre verdoppeln. Heute sind es bei uns schon 25 Prozent, im Bund nur 17 
Prozent. Wir brauchen neue Technologien. Denken Sie nur an die 
Speichertechnologien von Strom. Wir brauchen eine begrenzte Zahl von neuen 
Gaskraftwerken. Wir brauchen mehr Energieeffizienz und Stromeinsparung zur 
Begrenzung der CO-2-Emissionen. Unsere bayerischen Klimaschutzziele bleiben 
unverändert gültig. Dafür fördern wir die energetische Sanierung von Gebäuden 
und neue Formen der Mobilität.  
 
Wenn wir gemeinsam, schnell und pragmatisch handeln, dann haben wir eine 
Win-Win-Situation für die Menschen in Bayern. Wenn wir schnell sind, ist die 
Energiewende in Deutschland ein einziges großes Konjunkturpaket für Bayern. 
Wir liefern die Spitzenforschung, die Entwicklung, die Technik und das Know-how. 
Damit holen wir Arbeitsplätze und Aufträge nach Bayern.  
 
Die DIW-Energieexpertin, Prof. Claudia Kemfert, spricht für Deutschland von „bis 
zu einer Million mehr Arbeitsplätze durch die Energiewende“. Die Energiewende 
wird zu mehr Wirtschaftswachstum führen. [DIW-Wochenbericht 20/2011 Chancen der 

Energiewende] Die Energiewende bis 2022 bedeutet Investitionen von rund 200 
Milliarden Euro in Deutschland. Diese Chancen werden wir nutzen.  
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Bayern steht in den Startlöchern. Der Vorstand von Siemens sieht großes 
Potenzial für moderne Kraftwerke und neue Energietechnik. Die Exportschlager 
von morgen kommen aus Bayern: Elektromobilität, Umwelttechnik, energetische 
Sanierung, Energietechnik.  
 
Viele mittelständische Unternehmer und Handwerker warten nur auf den 
Startschuss für intelligente Energienetze, erneuerbare Energien, Energieeffizienz 
und Gebäudesanierung. Der Chef der BayWa rechnet mittelfristig mit einer 
Milliarde Euro Umsatz durch die Energiewende (vgl. Handelsblatt 15.06.2011). In den 
Gemeinden vor Ort entsteht eine dezentrale Energieversorgung. Viele Gemeinden 
wollen ihre Energie selbst produzieren. Immer mehr Menschen in Bayern 
beteiligen sich an ihrer Energieversorgung.  
 
Vor zwei Wochen war ich beim Spatenstich für einen der größten Solarparks in 
Bayern. Damit habe ich in Weismain meine Zukunftsreise zum Aufbruch Bayern 
gestartet. Über 8.000 Haushalte werden dort mit Strom aus Sonnenenergie 
versorgt – mitfinanziert von den Bürgern. Die Menschen in Oberfranken nehmen 
die Energieversorgung selbst in die Hand. Ich bin beeindruckt von so viel Bürger-
Engagement, von so viel Eigenverantwortung. Das ist Zukunft. Das ist Aufbruch 
Bayern.  
 
Mit dem Energiegipfel haben wir den Umstieg besiegelt. Die Energiewende ist ein 
Gemeinschaftsprojekt. Wir tragen die Verantwortung gemeinsam. Und wir packen 
jetzt gemeinsam an. Viele Kräfte – ein gemeinsamer Wille. Mit Energie in die 
Zukunft. Das ist unser bayerischer Weg. 
 
 
II. DIE ENERGIEWENDE MANAGEN - DER BAYERISCHE WEG ALS MODELL  
 
Wir schaffen Fakten: 2022 ist Schluss mit der Kernkraft  
 
Die bayerischen Kernkraftwerke werden abgeschaltet. Schritt für Schritt und 
endgültig. Isar I geht nicht mehr ans Netz. Die anderen folgen: 2015 
Grafenrheinfeld, 2017 Gundremmingen B, 2021 Gundremmingen C und 2022 Isar 
II. In elf Jahren ist kein Kernkraftwerk mehr am Netz. Verlässlich und ohne 
Hintertürchen. 
 
Auch die Endlagerfrage packen Bund und Länder gemeinsam an: Die Generation, 
die Kernenergie nutzt, muss sich auch um die Entsorgung kümmern. Zu dieser 
Verantwortung stehen wir. Deshalb sage ich: Gorleben muss zügig bis zu einem 
Endergebnis untersucht werden. Vorsorglich müssen parallel geologische 
Formationen in ganz Deutschland auf ihre Eignung zur Atommülllagerung 
untersucht werden. Geologische Formationen, keine konkreten Standorte! Bei der 
Standortentscheidung dürfen uns nur wissenschaftliche Erkenntnisse leiten. Das 
heißt für Bayern: Bei uns ist unter diesem Aspekt - nach allem, was wir wissen –  
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ein Standort kaum vorstellbar. Wir müssen auch andere Optionen, z.B. die 
Rückholbarkeit, mit in den Blick nehmen. 
 
Für Bayern heißt die Energiewende konkret:  
In diesem Jahrzehnt werden wir zwei weitere Kernkraftwerke durch Gas und 
erneuerbare Energien ersetzen. Das traue ich uns zu.  
 
Bayern ist ein hochentwickeltes Land. Mit unserem bayerischen Energiekonzept 
„Energie innovativ“ haben wir eine realistische Strategie für den Umstieg – Hand in 
Hand mit Unternehmen, Bürgern und Kommunen.  
 
Wir packen an: Ausbau erneuerbarer Energien 
 
Wir machen Bayern zum Vorreiter für erneuerbare Energien. Dafür brauchen wir 
die Kompetenz und Finanzkraft großer Unternehmen und Investoren. Und zum 
anderen brauchen wir dezentrale Energiekonzepte von Kommunen und Bürgern. 
Beides macht die Stärke Bayerns aus. 
 
Und dafür kämpfen wir derzeit beim Bund:  
Der verstärkte Ausbau der Windenergie muss nicht nur auf hoher See, sondern 
auch an Land vorangetrieben werden. Abstriche bei der Förderung von Onshore - 
Windkraftanlagen darf es deshalb nicht geben. Kleine Biomassekraftwerke dürfen 
gegenüber größeren nicht benachteiligt werden. Das ist wichtig für unsere vielen 
kleinen und mittleren bäuerlichen Betriebe in Bayern. Und es ist hilfreich, dass die 
beschlossene Senkung der Einspeisevergütung bei den Solaranlagen jetzt nicht 
greift. 40% des deutschen Solarstroms kommen schon heute aus Bayern. Das 
zeigt die Kraft der aktiven Bürgergesellschaft in Bayern. 
 
Bei uns in Bayern hat die Energiewende längst begonnen:  
Mit dem Kompetenzzentrum für Nachwachsende Rohstoffe in Straubing haben wir 
ein internationales Aushängeschild. In der Energiewende liegen für die bayerische 
Land- und Forstwirtschaft große Chancen. Jeder Landwirt kann in Zukunft auch 
Energiewirt sein – egal, ob mit Hackschnitzel, Biomasse oder Solardach. Die 
Gemeinde Ascha in Niederbayern, die Gemeinde Wildpoldsried im Oberallgäu 
produzieren ihre Energie schon heute nahezu vollständig selbst, andere sind auf 
dem Weg dorthin. In Bayern sind schon heute neun Heißwasser-Geothermie-
Anlagen in Betrieb. Zwei davon erzeugen neben Wärme auch Strom. Zehn weitere 
Anlagen sind in Bau. Die LandSiedlung des Bayerischen Bauernverbandes plant 
unter anderem im oberbayerischen Neumarkt-Sankt Veit ein Bürger-Windrad. Die 
Menschen aus der Region können sich beteiligen. Das ist ein Paradebeispiel für 
die vernünftige Umsetzung der genossenschaftlichen Idee. So kann sie aussehen! 
 
Diese Beispiele zeigen: Bayern ist schon heute ein Land der Bürgerenergie.  
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Für die beschleunigte Energiewende setzen wir noch stärker als bisher auf die 
Aktivierung privaten Investitionskapitals für Bürger-Windanlagen, Bürgeranlagen 
für Biomasse, Bürger-Solaranlagen. Der Freistaat wird die Dächer seiner Gebäude 
für Solaranlagen bereitstellen und den Kommunen empfehlen, dies auch zu 
übernehmen. Wir werden Konversionsflächen und Altdeponien als Solarparks und 
Solarberge nutzen. Photovoltaik werden wir auch an Lärmschutzwänden und 
entlang von Straßen einsetzen.  
 
Der Freistaat wird auch in den Staatsforsten Flächen für Windparks anbieten. Die 
Bereitstellung privater Dachflächen wollen wir über eine Solardachbörse im 
„Energie-Atlas Bayern“ unterstützen. Und wir machen uns in Berlin dafür stark, 
dass fassadenintegrierte Anlagen etwa durch Investitionszuschüsse unterstützt 
werden. 
 
Bürger, Unternehmen und Kommunen arbeiten zusammen. Diese Aufbruch-
stimmung macht Bayern zum Modell für eine nachhaltige und innovative 
Energieversorgung. 
 
Und ich habe das internationale Mega-Projekt „Desertec“ nach München geholt. 
Schon in diesem Jahrzehnt soll der erste Wüstenstrom aus Afrika nach Europa 
fließen. Großprojekte wie Desertec und dezentrale Bürgerenergie – beides gehört 
zur Energiewende. 
 
Wir packen an: neue Netze für Versorgungssicherheit und Netzstabilität  
 
Der Ausbau unserer Strom-Netze ist die größte finanzielle und technische 
Herausforderung der gesamten Energiewende. Wir brauchen eine 
Investitionsoffensive für Stromnetze in Bayern, Deutschland und Europa. Wir 
brauchen neue Stromautobahnen für Windstrom aus dem Norden und Solarstrom 
aus dem Süden. Wir brauchen mehr Zubringer. Dezentrale Energieversorgung 
funktioniert nur mit intelligenten Netzen. Ohne Stromnetz kein Strom vor Ort! Der 
Beitrag des Staates ist klar: Wir sorgen für beste Investitionsbedingungen und 
erteilen Genehmigungen so schnell wie möglich. Wir tun alles, um die Planungs- 
und Bauzeit von Stromtrassen zu verkürzen. Und wir werden bei allen 
Bauprojekten für Transparenz und einen größtmöglichen Konsens sorgen. 
 
Wir alle wissen: Neue Hochspannungsleitungen, Windkraftanlagen, Pump-
speicherkraftwerke - solche Projekte erfordern bei allen Beteiligten große 
Verantwortung. Für einen schnellen Netzausbau müssen wir die Konflikte 
zwischen Energieinfrastruktur, Umweltschutz und Grundeigentum lösen. Mir ist 
eine frühzeitige Information und Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger von 
Anfang an sehr wichtig. Ich stehe für Dialog und offene Aussprache.  
 
Es muss aber klar sein: Wer Ja sagt zu erneuerbaren Energien, der muss auch Ja 
sagen zum konsequenten Netzausbau. Wir alle müssen die Konsequenzen aus 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien akzeptieren. Ich fordere alle Fraktionen in  
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diesem Hohen Haus auf, sich konstruktiv einzubringen. Der gesellschaftliche 
Konsens verpflichtet uns alle. 
 
Bayern ist im Aufbruch. Wir ruhen uns nicht auf der Vergangenheit aus. Wir 
bestaunen nicht die Gegenwart. Wir wollen die Zukunft gewinnen! 
 
Wir packen an: neue und modernisierte Gaskraftwerke 
 
Wir sind realistisch: Für die Zeit des Umstiegs brauchen wir fossile Kraftwerke. 
Nur so können wir Netzstabilität und Versorgungssicherheit garantieren. Auch bei 
Schneesturm und bedecktem Himmel muss die S-Bahn fahren, die Bänder bei 
BMW und Audi müssen laufen und niemand von Ihnen will aufs Internet 
verzichten. Am 15. September geht das modernste Gaskraftwerk der Welt in 
Bayern ans Netz. Dieses Kraftwerk liefert dann so viel Strom wie das 
Kernkraftwerk Isar I. Die Einweihung in Irsching wird ein Highlight meiner 
Zukunftsreise „Aufbruch Bayern“.  
Ich bin stolz auf unsere bayerischen Ingenieure. Wir zeigen der Welt: Bayern 
kann`s! Für das Kraftwerk Haiming im Landkreis Altötting liegt die Genehmigung 
vor. Und weitere Projekte werden folgen. Die Standortfrage für neue 
Gaskraftwerke war auch ein wichtiger Punkt bei unserem heutigen Energiegipfel. 
Das alles zeigt: Wir sind schon mitten drin im Umstieg!  
 
Wir packen an: Bayern als Modell für Energiesparen und Energie-High-Tech  
 
Im Zeitraum 2000 bis 2050 wird sich der Weltenergieverbrauch in etwa 
verdoppeln. Und das bei begrenzten Ressourcen fossiler Energiequellen. Deshalb 
werden überall in Europa, in USA und in China Milliarden in die Energieeffizienz 
investiert. Aus Umweltschutzgründen, aus Zukunftsvorsorge und weil es sich 
schlicht rechnet. Wirtschaftswachstum und effizienter Umgang mit Energie – das 
ist kein Gegensatz, das gehört zusammen.  
 
Wir erleben weltweit eine Technologie-Revolution hin zum nachhaltigen, 
energieeffizenten Wachstum des 21. Jahrhunderts. Neben Ausstieg und Umstieg 
brauchen wir auch in Bayern einen Paradigmenwechsel für das Energiesparen. 
Rund 40 % des Energieverbrauchs entfallen auf Raumheizung und Warmwasser-
bereitung. Auch hier packen wir an: Wir setzen bundesweit Anreize für private 
Gebäudesanierungen in Höhe von jährlich 1,5 Milliarden Euro aus KfW-Mitteln. 
Zusätzlich werden wir die energetische Sanierung von Wohngebäuden mit bis zu 
1,5 Milliarden Euro jährlich steuerlich fördern.  
 
Wir werden unsere staatlichen Gebäude energetisch sanieren. Und wir haben im 
Ministerrat beschlossen, die staatlichen Gebäude künftig mit Strom aus 
regenerativen Energien zu versorgen. Zusätzlich wollen wir selbst die Produktion 
unterstützen. Zum Beispiel prüfen wir, wie auf der Staatskanzlei Sonnenenergie 
genutzt werden kann. Energie sparen und erneuerbare Energien ausbauen - diese 
Doppelaufgabe werden wir im Staatshaushalt berücksichtigen müssen.  
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Staatsregierung und Landtag werden über die exakten Summen im Zuge der 
Beratungen zum Nachtragshaushalt entscheiden – nach der Steuerschätzung im 
November.  
 
Und gerade bei der energetischen Gebäudesanierung gilt: Jeder Euro rentiert sich 
in wenigen Jahren. Der Staat ist Vorbild, kann aber nur einen Teil leisten. Wir 
wollen die Unternehmen und die gesamte Bürgergesellschaft aktivieren durch 
einen Energieeffizienz-Pakt. Allein durch Verhaltensänderungen lassen sich fast 
10 Prozent des Verbrauchs im Haushalt einsparen. Energie sparen geht uns alle 
an. Sparsamer Umgang mit Energie - das ist entscheidend für die Einhaltung 
unserer Klimaziele. Auch wenn wir die Gaskraft ausbauen, bleiben unsere 
Klimaziele gültig – ohne Abstriche.  
 
Unser Ziel bleibt, den energiebedingten CO-2-Ausstoß pro Einwohner deutlich 
unter 6 Tonnen zu senken. Dafür müssen wir alle Einsparpotenziale nutzen. 
 
Auch hier ist Bayern schon mitten im Aufbruch. Bayerische Unternehmen wie 
BMW, Audi oder MAN sind Trendsetter für sparsame und CO-2-arme Fahrzeuge – 
mit großem Erfolg gerade im Export. Und bayerische Unternehmen haben 
ehrgeizige Ziele bei der Elektromobilität. Die Staatsregierung setzt auf die 
Elektromobilität. Dafür stellen wir in unserer Zukunftsstrategie „Aufbruch Bayern“ 
bereits jetzt 64 Mio. Euro zur Verfügung. Wir wollen, dass in zehn Jahren 200.000 
Elektroautos auf unseren Straßen fahren. Das alles dient unserem Ziel: Die 
Energiewende muss mit dem Klimaschutz vereinbar sein. Dafür arbeiten wir.  
 
Wir packen an: Technologieführerschaft Bayerns  
 
Siemens, MAN, BMW, Audi, unzählige mittelständische Betriebe, unsere 
Hochschulen und die Forschungsinstitute sind Motor der Zukunft.  
 
Diese Aufbruchstimmung im Land wollen wir unterstützen. Dazu haben wir eine 
Expertenkommission „Energieforschung und -technologie“ einberufen. Wir wollen 
die Aktivitäten in der Energieforschung in Bayern bündeln. Ein Schwerpunkt wird 
dabei der Energie Campus Nürnberg sein, ein zweiter Südbayern mit der 
Technischen Universität München. Die Kompetenzen wollen wir zu einer 
Bayerischen Energieallianz zusammenführen. 
 
Mit „Aufbruch Bayern“ haben wir bereits zukunftsweisende Projekte beschlossen: 
das Zentrum für angewandte Energieforschung in Würzburg, die Solarfabrik der 
Zukunft in Oberfranken, das ATZ-Entwicklungszentrum Sulzbach-Rosenberg. Hier 
entwickeln bayerische Spitzenforscher die Energie-, Umwelt- und 
Strömungstechnik der Zukunft. 
 
Die Energiefrage ist eine Vertrauensfrage.  
Die Energiepreise müssen wettbewerbsfähig bleiben. Das ist lebenswichtig gerade 
für unsere energieintensiven Unternehmen in Bayern.  
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Unsere Papierfabriken leben von konkurrenzfähigen Energiepreisen. In der 
bayerischen Chemie hängen 60.000 Arbeitsplätze von den Energiepreisen ab, 
weitere 60.000 in der Kunststoffindustrie. Unsere Glasindustrie braucht 
wettbewerbsfähige Energiekosten.  
 
Auch für die Ansiedlung neuer Zukunftsfelder wie die Karbonfasertechnologie sind 
bezahlbare Strompreise ein wichtiger Standortfaktor. Es steht viel auf dem Spiel. 
Wir setzen uns dafür ein, dass auch kleinere und mittlere Unternehmen entlastet 
werden, wenn sie viel Energie für ihre Produktion benötigen. Energieintensive 
Betriebe sollen weiter in Bayern produzieren können. Dafür werden wir sorgen. 
 
Die Energiefrage ist auch eine soziale Frage.  
Für Familien, Rentner und Geringverdiener muss der Strom bezahlbar bleiben. Ich 
weiß sehr genau, dass sich gerade hier unsere Verantwortung beweisen muss. 
 
Bayerns Erfolgsrezept ist und bleibt seine technologische Innovationskraft. Bayern 
hat das Know-how, die Köpfe und das Kapital für den Umstieg.  
 
Wir können es schaffen, dass zwei Zukunftsvisionen Realität werden. 
Erstens: In zehn Jahren sollte eine autarke Stromversorgung von Eigenheimen 
möglich sein. Solarmodule auf dem Dach, ein stationärer Stromspeicher im  
Keller - das deckt die Grundversorgung, z.B. für Licht, Waschmaschine, Fernseher 
usw. Dazu sind neue Speichertechnologien nötig. Vor allem dafür werden wir in 
die Forschung investieren.  
Zweitens: In zehn Jahren sollte es möglich sein, regenerative Energie zu 
wettbewerbsfähigen Konditionen in Methangas umzuwandeln. Ich weiß, da gibt es 
kontroverse Diskussionen. Doch der Vorstandsvorsitzende der E.ON AG, 
Johannes Teyssen, hält dieses Ziel für realistisch. In zehn Jahren sollen 15 
Prozent des gesamten Gasverbrauchs durch Methangas aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden. Dadurch verringern wir unsere Abhängigkeit von 
ausländischen Gaslieferungen deutlich. Hierfür lohnt jede Anstrengung!  
 
Die Energiewende ist der Wille des Volkes. Wir sind dazu bereit. Wir sorgen in 
Bayern für die besten Rahmenbedingungen. Wir machen den Weg frei für neue 
Ideen und für Investitionen in ein neues Energiezeitalter. Umsetzen müssen diese 
Energiewende wir alle - die Bürgerinnen und Bürger, die Unternehmer, die 
Kommunen und die Energieversorger. 
 
Niemand in Bayern will eine Planwirtschaft. Wir setzen auf Freiheit und 
Eigenverantwortung - auf attraktive Anreize, auf Wettbewerb für kreative 
Lösungen und für bezahlbare Preise. Deutschland ist das stärkste Land in Europa. 
Deutschland ist besser als alle anderen Industriestaaten aus der Krise gekommen. 
Das ist der Erfolg unserer Sozialen Marktwirtschaft. Und ich bin zuversichtlich. 
Wenn wir uns in Bayern einig sind, wenn wir schnell handeln und wenn bayerische 
Unternehmen, Bürger und die öffentliche Hand kraftvoll in ein neues 
Energiezeitalter investieren, dann werden die Experten aus aller Welt wieder zu  
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uns pilgern und feststellen: „Wir haben die Strategie anfangs nicht verstanden, 
dann haben wir sie mehr und mehr bewundert und jetzt ist sie Vorbild für uns.“ 
 
Unser Ziel ist die nachhaltige Ökonomie des 21. Jahrhunderts. Auch dafür erreicht 
kein System bessere Ergebnisse als unsere Soziale Marktwirtschaft. Bayern steht 
seit über 60 Jahren für dieses Erfolgsmodell.  
 
Unser Weg ist: Zutrauen statt Misstrauen! Zukunft statt Blockade! Markt vor Plan!  
 
 
III. ERFOLGSGESCHICHTE BAYERN FORTSETZEN -  
     MIT ENERGIE IN DIE ZUKUNFT 
 
Der Energiegipfel hat mir die Zukunftskraft Bayerns vor Augen geführt: Kein 
anderes Land ist so gut vernetzt in Wirtschaft, Kommunen und Verbänden wie wir. 
Kein anderes Land hat so gute Ingenieure und so viele innovative Unternehmer. 
Kein anderes Land hat so viel positive Energie. Die Menschen in Bayern haben 
Ideen und packen an. Und zusammen sind sie unschlagbar. Diesen Aufbruch 
unterstützen wir. Wir arbeiten für einen nachhaltigen Wohlstand. Wir sorgen seit 
mehr als 60 Jahren dafür, dass Bayern unter Strom steht. Von der Öl-Pipeline in 
den 60er-Jahren bis zur Solarenergie von morgen – uns beseelt immer der gleiche 
Wunsch: Wir wollen Produktionsstandort bleiben und die Technologieführerschaft 
ausbauen. Wir wollen vorn dabei sein, wenn die Aufträge der Welt verteilt werden.  
 
Wir wollen wirtschaftlich erfolgreich sein und die Schöpfung bewahren. Wir 
arbeiten für die Symbiose von Ökologie und Ökonomie. 
 
Bayerns Erfolgsgeschichte heißt: Wir investieren für morgen und übermorgen.  
 
Das ist Aufbruch Bayern, Zukunftsland und Heimat. 
 
Gehen wir gemeinsam mit Energie in die Zukunft - für unser einzigartiges Bayern! 
 
Machen wir Bayern zum Modell für die Energiewende – realistisch, verlässlich, 
berechenbar!  
 
Bayern kann`s! Und Bayern macht`s! 
 
 
 

 
 
 

www.aufbruch.bayern.de 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Schmid, Alexander 
König und Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Harald Güller und Fraktion 
(SPD), 

Thomas Hacker, Tobias Thalhammer und Fraktion 
(FDP) 

Drs. 16/9117, 16/9235 

Einsetzung einer Kommission zur parlamentarischen 
Begleitung der Energiewende in Bayern 

Der Landtag begrüßt und unterstützt das Ziel, dass in Bay-
ern in zehn Jahren die Stromversorgung zu 50 Prozent aus 
erneuerbaren Energien gedeckt werden soll. 
Bayerns Wohlstand und soziale Sicherheit sind eng mit 
einer sicheren und zukunftsfähigen Energieversorgung ver-
bunden. Ein verantwortungsvoller Umstieg von nuklearen 
und fossilen Energieträgern auf erneuerbare Energien erfor-
dert daher eine gemeinsame Kraftanstrengung von Politik, 
Wirtschaft, Vereinen, Verbänden und der Bevölkerung in 
Bayern.  
Der Umbau der Energieversorgung in Bayern wird nur 
dann gelingen, wenn sowohl auf Kommunal-, Landes- und 
Bundesebene als auch auf europäischer Ebene die richtigen 
Maßnahmen für eine sichere, klimaverträgliche, bezahlbare 
und nachhaltige Energieversorgung ergriffen werden. 
Um diese gesamtgesellschaftliche Herausforderung zu be-
wältigen und die sich daraus ergebenden großen Chancen 
für Bayern zu nutzen, setzt der Landtag gemäß § 40 seiner 
Geschäftsordnung eine Kommission zur Begleitung der 
Energiewende in Bayern ein, deren Tätigkeit mit Ablauf der 
16. Legislaturperiode beendet ist.  
Die Kommission soll die Energiewende inhaltlich-konzep-
tionell begleiten, bei den Menschen in Bayern für den Um-
bau der Energieversorgung werben und die Bürgerinnen 
und Bürger über die Konsequenzen informieren.  

Bei der inhaltlich-konzeptionellen Arbeit soll sie darauf 
achten, dass der Ausstieg aus der Kernenergie und der Um-
stieg auf erneuerbare Energien mit dem dafür nötigen Aus-
bau der Speicher- und Leitungskapazitäten sowie unter 
Ausnutzung aller Energiespar- und Energieeffizienzreser-
ven so schnell wie möglich erfolgt. Gleichberechtigt soll sie 
auch die Ziele einer jederzeitigen Versorgungssicherheit, 
eines ambitionierten Klimaschutzes und einer Energiever-
sorgung zu bezahlbaren, wettbewerbsfähigen Preisen im 
Auge haben.  
Die Kommission soll mit ihrer konzeptionellen Arbeit An-
stöße für parlamentarische Initiativen zur Umsetzung der 
Energiewende geben, die dann ausschließlich in den zu-
ständigen Ausschüssen beraten werden. 

Da die Energiewende nur dann erfolgreich für Bayern ge-
staltet werden kann, wenn es gelingt, die Bürgerinnen und 
Bürger zu überzeugen und auf dem Weg ins Zeitalter der 
regenerativen Energien mitzunehmen, soll die Kommission 
einen besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die Fragen 
legen, wie die Menschen in Bayern für die Energiewende 
gewonnen werden können. Dabei soll sie sich insbesondere 
damit auseinandersetzen, wie die Bürgerinnen und Bürger 
möglichst frühzeitig und umfangreich an deren Umsetzung 
beteiligt und parlamentarische Initiativen öffentlichkeits-
wirksam begleitet werden können. 

Der Kommission gehören neun Mitglieder an. Für jedes 
Mitglied wird zudem ein stellvertretendes Mitglied bestellt. 
Nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen entfallen hiervon 
auf die 

CSU-Fraktion vier Mitglieder,  

SPD-Fraktion zwei Mitglieder,  

Fraktion FREIE WÄHLER, 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  

FDP-Fraktion je ein Mitglied, 

sowie jeweils eine entsprechende Zahl von stellvertretenden 
Mitgliedern. 

Die Sitzungen der Kommission sind grundsätzlich öffent-
lich. Die Kommission kann von Fall zu Fall Ausnahmen 
beschließen. Sie ist auch berechtigt, im Rahmen ihres Auf-
trages Sachverständige hinzuzuziehen.  

Die Kommission legt dem Landtag spätestens bis zur parla-
mentarischen Sommerpause 2012 einen schriftlichen Zwi-
schenbericht vor. Ihr abschließender schriftlicher Bericht ist 
dem Landtag außerdem so rechtzeitig vorzulegen, dass bis 
zum Ende der Wahlperiode hierüber eine Aussprache im 
Landtag stattfinden kann.  

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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